
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde, 
 

der Deutsche Bundestag hat heute 
dem Einsatz der Bundeswehr in 
Syrien zugestimmt. Ich habe mich 
dafür ausgesprochen. Diese Ent-
scheidung ist mir weiß Gott nicht 
leichtgefallen.  

Ich setze mich stets für politische Lösungen 
ein, aber in diesem Fall sind diese hier er-
kennbar nicht möglich. Der IS kennt mit sei-
nen nicht enden wollenden Gräueltaten kein 
Tabu und ist brandgefährlich. Mit dem Man-
dat können wir nun unserem Partner Frank-
reich solidarisch beistehen und ich möchte 
betonen: die deutsch-französische Freund-
schaft ist kein Schönwetterprojekt. Aber nicht 
nur Frankreich wird durch den IS bedroht, 
sondern die gesamte Zivilisation. Der IS will 
das Gesellschaftsmodell mit der Freiheitlich-
keit des Menschen zerstören und durch eine 
pseudo-religiöse Terrorherrschaft ersetzen. 
Dem müssen wir uns gemeinsam entgegenstel-
len. Dabei dürfen wir uns nichts vormachen: 
Die Allianz gegen den IS-Terror wird einen 
langen Atem benötigen. Dass unser Beitrag 
zählt und wirkt, haben wir bereits bewiesen. 
Im Nordirak gelang es durch Lieferung von 
militärischem Ausrüstungsmaterial zur Unter-
stützung der kurdischen Regionalregierung, 
den IS zu stoppen und zurückzudrängen. 
Dieses Engagement gilt es nun zu intensivie-
ren, damit wir auch weiterhin in Frieden und 
Freiheit leben können. 
Diese und weitere Themen und Termine 
begleiteten meine Arbeit in dieser Woche in 
Berlin: 
 Treffen der Arbeitsgemeinschaft Kommu-

nalpolitik mit den kommunalen Spitzenver-
bänden  

 Regelmäßige Gesprächsrunde mit den Bun-
destagsabgeordneten des Münsterlandes 

 Meinungsaustausch mit Vertretern der 

 Bundesarbeitsgemeinschaft Schienenperso-
nennahverkehr zu den Themen Eisenbahn-
regulierungsgesetz und Trassenpreissystem 
2017 

 Informationsgespräch zum Sachstand der B-
64n mit Ralph Brinkhaus MdB und dem 
Bürgermeister von Herzbrock-Clarholz Mar-
ko Diethelm  

 Diskussionsrunde „Handwerk im ländli-
chen Raum“ 

 
Ich wünsche Ihnen weiterhin eine interessante 
Lektüre des Newsletters und möchte Sie zu-
dem auf meine Homepage www.cdu-
sendker.de hinweisen. 
Ihr 

 
Reinhold Sendker MdB 
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Einsatz gegen die Terrororganisation IS 
 

Die Anschläge in Tunesien, der Türkei, dem Libanon, gegen Russland und 
insbesondere in Paris haben gezeigt, dass die Terrororganisation sogenann-
ter „Islamischer Staat“ (IS) weit über die derzeit von ihr kontrollierten Ge-
biete in Syrien und im Irak hinaus eine globale Bedrohung für Frieden und 
Sicherheit darstellt. Mit den Anschlägen in Paris hat IS Frankreich und die 
freiheitliche Werteordnung Europas direkt angegriffen. IS stellt aufgrund 
seiner extremistisch-salafistischen Gewaltideologie, seiner terroristischen 
Handlungen, seiner anhaltenden schweren, systematischen und ausgedehn-
ten Angriffe auf Zivilpersonen sowie seiner Anwerbung und Ausbildung 
ausländischer Kämpfer eine Bedrohung des Weltfriedens und der internati-
onalen Sicherheit dar. Der bewaffnete Angriff auf Frankreich galt der Le-
bensweise und den Werten, die alle Bürger Europas teilen. Die Berufung auf 
die Beistandsklausel des EU-Vertrags ist nicht nur ein Ersuchen um den 
Beistand der EU-Mitgliedstaaten. Sie ist auch ein klares europapolitisches 
Signal und ein Appell an die EU-Mitgliedstaaten, sich dieser gemeinsamen 
Bedrohung geschlossen und geeint entgegen zu stellen. 
Der Bedrohung durch IS kann nur im Rahmen einer umfassenden politi-
schen Lösung erfolgreich und nachhaltig begegnet werden. Hierfür wurden 
im Irak mit der Regierungsbildung bereits im Sommer 2014 die Vorausset-
zungen geschaffen. In Syrien bedarf es hierfür noch eines politischen Pro-
zesses, der durch die Gespräche in Wien, mit denen erstmalig alle internati-
onalen und regionalen Akteure gemeinsam an einen Tisch gekommen sind, 
besteht eine ernstzunehmende Chance, einen solchen politischen Prozess 
auf den Weg zu bringen.  
 
Der deutsche Beitrag dient dem Kampf gegen den Terrorismus im Rahmen 
der Allianz gegen IS und zur Unterstützung insbesondere Frankreichs, Iraks 
und der internationalen Allianz in ihrem Kampf gegen IS durch Bereitstel-
lung von Luftbetankung, Aufklärung (insbesondere luft-, raum- und seege-
stützt), seegehendem Schutz und Stabspersonal. Für die beteiligten Kräfte 
der Bundeswehr ergeben sich hieraus folgende Aufgaben: Einsatzunterstüt-
zung durch Luftbetankung, Begleitschutz und Beitrag zur Sicherung des 
Marineverbandes, See- und Luftraumüberwachung, Aufklärung, Austausch 
und Abgleich gewonnener Lageinformationen mit weiteren Akteuren der 
internationalen Allianz gegen IS im Rahmen des Auftrags, Wahrnehmung 
von Verbindungs-, Beratungs- und Unterstützungsaufgaben, Gewährleistung 
von Führungs-, Verbindungs-, Schutz- und Unterstützungsaufgaben für die 
Durchführung des Einsatzes deutscher Kräfte, dabei ggf. auch Rettung und 
Rückführung isolierten Personals. 
Die deutsche militärische Unterstützung, bei der insgesamt bis zu 1200 Sol-
datinnen und Soldaten mit entsprechender Ausrüstung eingesetzt werden 
können, ist somit eingebettet in einen breiten politischen Ansatz, der von 
der großen Mehrheit der Staatengemeinschaft getragen wird und der auf 
politischer, diplomatischer, humanitärer, entwicklungspolitischer, militäri-
scher und rechtsstaatlicher Ebene wirkt.  
Dieser Ansatz hat zum Ziel, IS einzudämmen und Irak so zu stabilisieren, 
dass alle Bevölkerungsgruppen angemessen eingebunden werden, und 
durch diplomatische Bemühungen auf internationaler Ebene eine nachhal-
tige politische Befriedung Syriens und der Region zu erreichen.  
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Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden.  

 

Schutz von Kindern und Jugendlichen vor den Gefahren des Kon-
sums von elektronischen Zigaretten und elektronischen Shishas 
 

Nach einer Repräsentativbefragung der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung aus 
dem Jahr 2014 hat in der Altersgruppe der 12- bis 17-Jährigen bereits jede fünfte minderjähri-
ge Person schon einmal eine elektronische Shisha probiert, jede siebte in dieser Altersgruppe 
hat Erfahrung mit einer elektronischen Zigarette. Jede neunte jugendliche Person (11,3 Pro-
zent) hat eine elektronische Shisha oder eine elektronische Zigarette konsumiert, aber bislang 
noch nie eine Tabakzigarette geraucht. Hochgerechnet auf alle 4,7 Millionen der 12- bis 17-
Jährigen in Deutschland entsprechen die 11,3 Prozent insgesamt 534 000 Kindern und Ju-
gendlichen. 
 
Elektronische Zigaretten und elektronische Shishas, bei denen eine Nikotinlösung eingeatmet 
wird, sind wegen des enthaltenen Suchtstoffs und Nervengifts Nikotin mit deutlichen Ge-
sundheitsrisiken verbunden. Aufgrund des Nikotins besteht das konkrete Risiko, dass sich 
eine physische Abhängigkeit mit den für das Rauchen klassischer Zigaretten typischen Fol-
geerkrankungen, wie Herz- und Kreislauferkrankungen, entwickelt. Kinder und Jugendliche 
sind hiervor zu schützen. Allerdings handelt es sich bei elektronischen Zigaretten und elekt-
ronischen Shishas, bei denen nikotinhaltige Flüssigkeiten, sogenannte Liquids verdampfen, 
nicht um „Tabakwaren“ im Sinne des Jugendschutzgesetzes (JuSchG), so dass die dahinge-
henden strikten Abgabe- und Konsumverbote nicht gelten. Zum Schutz von Kindern und 
Jugendlichen vor den Gefahren des Nikotinkonsums ist diese Gesetzeslücke zu schließen. 
Daher werden folgende Maßnahmen im JuSchG ergriffen:  
Die Abgabe- und Konsumverbote von Tabakwaren werden auf elektronische Zigaretten und 
elektronische Shishas ausgedehnt. Es wird sichergestellt, dass Tabakwaren und elektronische 
Zigaretten und elektronische Shishas auch über den Versandhandel nur an Erwachsene abge-
geben werden.  
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Lebensbedingungen und Perspektiven für  
Flüchtlinge in der Türkei verbessern 
EU und Türkei einigen sich auf gemeinsamen Aktionsplan 

 
 

Die 28 Staats- und Regierungschefs der EU haben sich am Sonntag mit dem türkischen Minis-
terpräsidenten Davutoglu auf einen Aktionsplan zur Flüchtlingskrise geeinigt. Dazu erklärt 
der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt MdB: 

 
„Die Türkei ist zentraler Akteur bei der Bewältigung der humanitären Krise in der Region. Mit der Versorgung von 
über zwei Millionen Flüchtlingen erbringt sie einen enormen Einsatz wie kein anderes NATO-Land. Dies wurde 
bislang nicht ausreichend gewürdigt. 
Die am Sonntag erzielte Einigung auf einen Aktionsplan ist ein wichtiger Schritt zu einer faireren Lastenverteilung 
zwischen der Türkei und Europa. Daher ist es richtig, dass die EU drei Milliarden Euro an das Nachbarland leisten 
will, um humanitäre Hilfen für die mehr als zwei Millionen Flüchtlinge dort zu finanzieren. 
Nach Ansicht der CDU/CSU-Bundestagsfraktion müssen wir den Menschen in den Flüchtlingslagern die Gewissheit 
geben, dass es für sie nicht notwendig ist, sich auf den weiten und beschwerlichen Weg nach Mitteleuropa zu ma-
chen. Mit den nun beschlossenen Mitteln kann nicht nur die Gesundheitsversorgung, sondern es können auch die 
Bildungschancen der etwa 900.000 Flüchtlingskinder verbessert werden. Die EU bekämpft somit Fluchtursachen. 
Auch ist es richtig, darüber zu sprechen, ob die EU die Visumspflicht für türkische Staatsangehörige im Schengen-
Raum bereits im kommenden Jahr aufheben kann. Die Voraussetzungen dafür sind festgelegt. Auch die Eröffnung 
neuer Kapitel in den Beitrittsverhandlungen ist eine Chance, über Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen der 
EU und Türkei anhand konkreter Sachverhalte zu sprechen. 
Für eine Sicherung der Außengrenzen der Europäischen Union bedarf es dieser Kooperation mit der Türkei. Aber 
Deutschland und Europa werden auch darauf achten müssen, dass Ankara seinerseits die Zusagen einhält, dass es 
die Küsten besser schützt und effektiver gegen Schlepper und Menschenhändler vorgeht.“        Foto: Katja-Julia Fischer 
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